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Berlin, den 16.10.2019 

 

Aktueller Bericht zur Lage der Bibliotheken 2019/2020 erschienen 

 

Bibliotheken sind öffentliche Räume, die 2018 über 220 Mio. Mal besucht wurden. Sie sind 

Treffpunkt der Bürger*innen und weit mehr als nur Orte des Ausleihens von Büchern und E-

Books. Zum Kernauftrag von Bibliotheken gehört es, mit der Bereitstellung von Informationen 

und professioneller Beratung zur Meinungs- und Informationsfreiheit beizutragen. Bibliotheken 

ermöglichen ihren Nutzer*innen, sich über Positionen und Gegenpositionen zu informieren und 

eigene Meinungen zu entwickeln. Dadurch tragen Bibliotheken zur politischen Willensbildung 

und zur gesellschaftlichen Teilhabe bei. Versuche, politischen Einfluss auf Bibliotheken zu 

nehmen, sind zunehmend zu beobachten. Der Deutsche Bibliotheksverband e.V. (dbv) fordert 

daher Träger von Bibliotheken und politisch Verantwortliche auf, den Auftrag der 

bibliothekarischen Arbeit nachhaltig zu fördern und zu unterstützen.  

 

Einmal im Jahr veröffentlicht der Deutsche Bibliotheksverband e.V. (dbv) den „Bericht zur Lage 

der Bibliotheken“. Darin legt er Zahlen und Fakten zu Entwicklungen und der Arbeit der 

Bibliotheken vor und formuliert bibliothekspolitische Forderungen.  

 

In diesem Jahr legt der Bericht seinen Schwerpunkt auf den Ausbau der Netzinfrastruktur vor 

allem in ländlichen Gebieten, die verstärkte Finanzierung der Fort- und Weiterbildung von 

Bibliothekar*innen sowie auf die Ausweitung der Bibliothekstantieme auf E-Books. Ein weiterer 

Schwerpunkt liegt in der Umsetzung der europäischen Richtlinie für Urheberrecht, die 

Entfristung der sogenannten Schrankenregelung im Urheberwissensgesellschaftsgesetz und in 

der weiteren Umsetzung von Open Access. Das Projekt DEAL zur bundesweiten Lizenzierung 

von Zeitschriften-Angeboten großer Wissenschaftsverlage konnte 2019 beispielsweise mit dem 

Wiley-Vertrag einen wichtigen Beitrag zur Open-Access-Transformation leisten.  

 

Dazu Prof. Dr. Andreas Degkwitz, Bundesvorsitzender des Deutschen Bibliotheksverbandes: 

„Bibliotheken stehen für das im Grundgesetz verankerte Recht auf Informationsfreiheit ein und 

tragen zur politischen Willensbildung und zur gesellschaftlichen Teilhabe bei. In Zeiten von 

Falschinformationen und Populismus sind Bibliotheken als Orte freier Information und freier 

Meinungsäußerung wichtiger denn je. Mit Sorge sehen wir, dass immer häufiger versucht wird, 

politischen Einfluss auf Bibliotheken zu nehmen. Um diesen Entwicklungen spürbar 

entgegenzuwirken, tun wir gut daran, unsere Bibliotheken in ihrer Arbeit zu stärken.“  

 

„Bericht zur Lage der Bibliotheken 2019/2020“ als pdf-Download  

 

Kristin Bäßler 

Leitung Kommunikation / Pressesprecherin 

baessler@bibliotheksverband.de 

T + 49 (0)30 644 98 99 25 

https://www.bibliotheksverband.de/fileadmin/user_upload/DBV/publikationen/Bericht_zur_lage_2019__2020_web.pdf


 

 

Der Deutsche Bibliotheksverband e.V. (dbv)  

Der Deutsche Bibliotheksverband e.V. (dbv) vertritt mit seinen mehr als 2.100 Mitgliedern 

bundesweit rund 10.000 Bibliotheken mit 25.000 Beschäftigten und 11 Mio. Nutzer*innen. Sein 

zentrales Anliegen ist es, Bibliotheken zu stärken, damit sie allen Bürger*innen freien Zugang zu 

Informationen ermöglichen. Der Verband setzt sich ein für die Entwicklung innovativer 

Bibliotheksleistungen für Wissenschaft und Gesellschaft. Als politische Interessensvertretung 

unterstützt der dbv die Bibliotheken, insbesondere auf den Feldern Informationskompetenz 

und Medienbildung, Leseförderung und bei der Ermöglichung kultureller und gesellschaftlicher 

Teilhabe für alle Bürger*innen. 

 

 

  


